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— Drucksache 7/1606 — 


A. Problem 

Durch Harmonisierung der für die zollrechtliche Abfertigung 
zum freien Verkehr geltenden einzelstaatlichen Vorschriften 
soll die Zollunion weiter ausgebaut werden. 


B. Lösung 

Erlaß einer Richtlinie über die zollrechtliche Abfertigung zum 
freien Verkehr. Der Ausschuß stimmt dem Inhalt und der Ab- 
sicht des Vorschlages grundsätzlich zu; er empfiehlt jedoch, bei 
der Anmeldeberechtigung (Artikel 3) und bei der Berichtigung 
und Rücknahme der Anmeldung (Artikel 9) die Einschränkun- 
gen aufzuheben, die gegenüber dem deutschen Zollrecht vor- 
gesehen sind. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Drucksache 7/1853 


Deutscher Bundestag — 7. WaWperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Schreiber 


Die Vorlage — Drucksache 7/1606 — wurde dem 
Finanzausschuß mit Schreiben des Präsidenten des 
Deutschen Bundestages vom 15. Februar 1974 über- 
wiesen. Der Finanzausschuß hat über die Vorlage 
am 15. März 1974 beraten. 

Die Vorlage sieht vor, zum weiteren Ausbau der 
Zollunion die Vorschriften über die zollrechtliche 
Abfertigung zum freien Verkehr zu harmonisieren. 
Der Richtlinienentwurf entspricht in vieler Hinsicht 
den Grundsätzen des modernen deutschen Zollrechts, 
bleibt aber noch in verschiedenen Punkten hinter 
diesem zurück. Dies gilt insbesondere für die An- 


meldeberechtigung (Zollantragsrecht) — Artikel 3 — 
und bei der Berichtigung und Rücknahme der An- 
meldung — Artikel 9. Der Ausschuß stimmt dem 
Inhalt und der Absicht des Vorschlags grundsätzlich 
ZU; er hält es jedoch für erforderlich, die Bundes- 
regierung zu ersuchen, auf den Wegfall bei der An- 
meldeberechtigung und bei der Berichtigung und 
Rücknahme der Anmeldung vorgesehenen Einschrän- 
kungen hinzuwirken oder wenigstens dafür zu sor- 
gen, daß die freizügigeren Regelungen des deut- 
schen Zollrechts weiterhin angewendet werden kön- 
nen. 


Bonn, den 20. März 1974 


Schreiber 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

von der Vorlage — Drucksache 7/1606 — Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 20. März 1974 


Der Finanzausschuß 


Frau Funcke 

Vorsitzende 


Schreiber 

Berichterstatter 
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